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Im Klassenzimmer 023 an der
PädagogischenHochschule Bern
ist etwas anders als sonst. Nor-
malerweise werden hier Lehr-
kräfte ausgebildet. Doch an die-
sem Freitagmorgenwird schnell
klar: Hier sitzen bereits voll aus-
gebildete Lehrerinnen und Leh-
rer. 16 Profis. Das zeigt sich an
der Reflexion und den Kompe-
tenzen derTeilnehmenden, aber
auch an ihrem Auftreten. Eine
Ausbildung zur Lehrperson
braucht hier augenscheinlich
niemand, höchstens eineWeiter-
bildung zumhiesigen Bildungs-
und Schulsystem.

Genau das bezweckt das neue
CAS (Certificate ofAdvanced Stu-
dies): Lehrpersonen mit einem
ausländischen Lehrdiplom sol-
len imKanton Bern unterrichten
dürfen. «Man setzt auf eine viel-
versprechende Strategie der Per-
sonalgewinnung: Lehrpersonen,
die im Ausland ihre Ausbildung
gemacht haben und deren Lehr-
diplom nicht, noch nicht oder
teilanerkannt ist, werden am
Zentrum für Professionalitäts-
und Laufbahnentwicklung auf
ihreAufgaben als Lehrperson an
einer Schweizer Schule vorbe
reitet», sagt Studienleiterin Na-
thalie Glauser. Sie zeigt mit dem
Finger auf die Klasse und sagt:
«Überzeugen Sie sich selbst,
wie gut sie sind.»

Bestens qualifiziert,
aber unerkannt
In der Klasse sitzen Elizaveta
Ratnikova und Can Demir. Sie
stammen aus Russland und der
Türkei. Beide kamen vor vielen
Jahren in die Schweiz, verfügen
über ein universitäres Lehrdip-
lom und sprechen Deutsch, so
wie die meisten in diesem Kurs.

Can Demir ist Kurdin und hat
in der Türkei Anglistik studiert.
Sie hat sowohl auf Primar- als
auch auf Gymnasialstufe unter-
richtet undwar zudemDozentin
an der Uni. Sie hat auch als Pri-
marlehrerin in Texas gearbeitet,
während ihrMann eine Zeit lang
in den USA sein Doktorat absol-
vierte. Die Familie mit zwei Kin-
dern floh 2016 aus politischen
Gründen in die Schweiz.

Die bald 50-Jährige verfügt
über einen B-Ausweis und sagt:
«Ich habe mehr als 200 Bewer-
bungen als Lehrerin verschickt
und nur Absagen erhalten.» Der
Grund: Ihr Lehrdiplom stammt
aus der Türkei, und in der
Schweiz kann sie keine Berufs-
erfahrung im Schulbereich aus-
weisen. Daher war sie vor allem
als Servicemitarbeiterin tätig.
Seit kurzem arbeitet sie als
Klassenhilfe in einem Bundes-
asylzentrum.

Elizaveta Ratnikova ist Halb-
ukrainerin, in Russland geboren
und aufgewachsen. Sie hat an der
Universität in Moskau Sprach-
wissenschaften studiert und ist
ausgebildete Lehrerin für Eng-
lisch undDeutsch. Sie ist ausser-
dem Spezialistin für Interkultu-
relle Kommunikation.

Im Jahr 2004 kam Ratnikova
für Anglistikvorlesungen nach

Bern, verliebte sich hier und ist
geblieben.Als derUkraine-Krieg
ausbrach, wurde sie von der
Stadt Bern als Lehrperson in den
Integrationsklassen angestellt.
Es sei eine Notmassnahme ge-
wesen. Gleichzeitig habe sie
unzählige ukrainische Familien
in der Schweiz empfangen und
Unterkünfte organisiert. «Eswar
eine schwierige Zeit», sagt sie.

Davor war die 46-Jährige als
Übersetzerin tätig. «Ich bin für
den Lehrberuf geboren, aber ich
hatte die Hoffnung aufgegeben,
weil in der Schweiz die Hürden
zu hoch sind.» Ratnikova hat den
C-Ausweis und befindet sichmo-
mentan im Prozess, sich einbür-
gern zu lassen.

Der Lehrpersonenmangel
in der Schweiz ist akut
Der Lehrpersonenmangel in der
Schweiz ist akut. Das Bundesamt
für Statistik (BFS) rechnetmit ei-
nem Mangel von 10’000 Lehr-
kräften bis im Jahr 2031. Die
Gründe: Die Bevölkerungwächst,
gleichzeitig gehen die geburten-
starken Babyboomer-Jahrgänge
in Rente.Die PädagogischeHoch-
schule (PH) in Zürich verzeich-
net erstmals seit vielen Jahren ab-
nehmende Studierendenzahlen.

In diversen Kantonenwerden
seit einigen Jahren auch PH-Stu-
dierende und pensionierte Lehr-
kräfte an die Schulen geholt, um
den Lehrkräftemangel etwas zu

lindern.Auch Köche, Sozialarbei-
terinnen, Banker oderTherapeu-
tinnen stehen immerhäufiger für
eine befristete Zeit in den Klas-
senzimmern, etwa in den Kanto-
nenAargau, Bern und Zürich. Sie
heissen Poldis: Personen ohne
Lehrdiplom. «Im Gegensatz zu
den Poldis haben unsere Teil-
nehmenden aber tertiäre Lehr-
ausbildungen absolviert», sagt
Glauser.Alle 16 Kursteilnehmen-
den verfügen über mindestens
zehn Jahre Berufserfahrung als
Lehrkraft. Sie kommen aus Por-
tugal, Spanien, Sri Lanka, Polen
und weiteren Ländern.

Die Jüngsten sind 40-jährig.
DerAufenthaltsstatuswurde für
die Kursteilnahme absichtlich of-
fengelassen, daher gibt es Teil-
nehmende mit Schutzstatus S,
vorläufiger Aufnahme, B- oder

C-Bewilligung sowie Eingebür-
gerte. Der Kurs setzt ein B2-Ni-
veau voraus, was bedeutet: Die
deutsche Sprache muss so gut
beherrscht werden, dass eine
spontane und fliessende Unter-
haltung möglich ist.

Der Lehrgang vermittelt aus-
gebildeten Lehrpersonen mit ei-
nem ausländischen Lehrdiplom
Grundkenntnisse des Schweizer
Bildungs- und Schulsystems und
dauert ein halbes Jahr. Die Teil-
nehmenden stärkenvorallem ihre
überfachlichen Kompetenzen.

In der Schweiz ist die Konfe-
renz der kantonalen Erziehungs-
direktorinnen und -direktoren
(EDK) für die Anerkennung von
ausländischen Lehrdiplomen
undAusbildungsabschlüssen zu-
ständig. Sie sagt aber: «Die Rek-
rutierung und Prüfung von An-
stellungsvoraussetzungen sowie
die Einstufung und die Entloh-
nung liegen in jedem Fall in der
Kompetenz der einzelnen Kan-
tone.» Anders gesagt: Eine An-
stellung in der Schweiz ist auch
ohneAnerkennung des Diploms
durch die EDKmöglich. Darüber
entscheidet die Anstellungsbe-
hörde, also in der Regel die lo
kale Schulbehörde. «Unausge
bildete» erhalten 20 Prozentwe-
niger Lohn. Dasselbe gilt für
ausländische Lehrpersonen – bis
ihr Diplom anerkannt wird.

Allerdings könnte der neue
Lehrgang bei der Diplomaner-

kennung eine gewichtige Rolle
spielen. So schreibt die EDK:
«Das CAS der PHBern ist grund-
sätzlich geeignet, um Unter-
schiede in den Ausbildungen
teilweise zu kompensieren und
Personen mit ausländischen
Ausbildungsabschlüssen zu Be-
rufserfahrung zu verhelfen,
welche bei der individuellen
Gleichwertigkeitsüberprüfung
durch das Generalsekretariat der
EDK imEinzelfall berücksichtigt
werden können.»

Oder einfacher ausgedrückt:
Das CAS in Bern hilft bei derAn-
erkennung von ausländischen
Lehrdiplomen.

Inspiration
für andere Kantone
Jedenfalls ist die Nachfrage für
den Lehrgang «Unterrichtenmit
ausländischem Lehrdiplom»
gross, über 200 Interessierte hät-
ten sich zwischen Juni und Au-
gust 2023 gemeldet, sagt Studi-
enleiterin Glauser. «Wir können
die Besten auswählen und den
Standard hoch halten.» Für die
Eltern sei es ebenfalls ein gros-
sesAnliegen, dass ihre Kinder zu
kompetenten Lehrpersonen in
die Schule gingen. Auch die PH
in Zürich scheint von dieser Ini-
tiative angetan zu sein und teilt
mit, «zurzeit die Entwicklung
weiterer Angebote für Personen
mit einem ausländischen Lehr-
diplom zu prüfen».

Derweil hat die Bildungskom-
mission des Parlaments denBun-
desrat beauftragt, in einem Be-
richt darzulegen, inwelcher Form
undmitwelcher Systematik der-
zeit die Daten zum Bildungspo-
tenzial und zumBildungsniveau
aller Geflüchteten in der Schweiz
erfasst und bearbeitet werden.
Das Staatssekretariat für Migra-
tion (SEM) fragt bei den Asylan-
hörungen kaumnach den beruf-
lichen Qualifikationen.

Mitte-Nationalrätin und Bil-
dungspolitikerin Marie-France
Roth Pasquier sagt: «Aufgrund
des Fachkräftemangels wäre es
wichtig, die Qualifikationen und
Kompetenzen der Geflüchteten
in der Schweiz zu kennen, um sie
auch gezielter im Arbeitsmarkt
zu integrieren.» Auch Studien-
leiterin Glauser sieht es ähnlich:
«Wirwissen gar nicht,welche ta-
lentierten Schätzewir in diesem
Land haben, deren Potenzialwir
nutzen könnten.» Ein Blick in die
Statistik der EU zu den regle-
mentierten Berufen zeigt: Lehr-
personen sind die drittgrösste
Berufsgruppe, die migriert.

Weil das CAS in Bern auf viel
Interesse stösst, werden im
Herbst weitere Lehrgänge star-
ten.DerKanton Bern bezahlt da-
für 6800 Franken pro Kopf.Denn
er hat etwas erkannt: Hier im
Klassenzimmer023 sitzen Leute,
die demLehrkräftemangel etwas
entgegensetzen können.

Schon bald dürfen Lehrpersonenmit
ausländischemDiplom unterrichten
Fachkräftemangel im Klassenzimmer Sie waren Lehrerinnen in Russland und in der Türkei. Jetzt sollen sie auch in der Schweiz
vor der Klasse stehen. Erste Kantone wollen Lehrpersonenmit ausländischem Diplom beschäftigen.

Der Kanton Bern
hat erkannt:
Hier gibt es Leute,
die dem
Lehrkräftemangel
etwas
entgegensetzen
können.

Elizaveta Ratnikova (links) und Can Demir während des Kurses an der Pädagogischen Hochschule Bern. Foto: Franziska Rothenbühler
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Jubiläum Zum 75. Jahrestag der
Gründung des Europarats hat
BundespräsidentinViolaAmherd
dessen Relevanz betont. Ange-
sichts der zunehmenden autori-
tären Strömung brauche es die
Institution heute «mindestens so
dringendwie anhin».Vor 75 Jah-
ren seien dank des Europarats
Demokratie, Menschenrechte
und Rechtsstaatlichkeit in Euro-
pa neu etabliert worden, schrieb
Amherd in ihrer Botschaft von
gestern. Dessen Gründung stehe
für den «erfolgreichenVersuch»,
den Kontinent nach seiner Ver-
wüstung im Zweiten Weltkrieg
wieder aufzurichten.

Die Sicherheit und derWohl-
stand Europas seien durch den
Krieg in der Ukraine besonders
bedroht.Wenn die Europäer den
Anspruch hätten, dass ihr politi-
sches, wirtschaftliches und ge-
sellschaftliches Modell einfluss-
reich bleibe,müssten sie die von
Europa mitgestalteten Werte
engagiert verteidigen. Die Grün-
dung des Europarats habe ge-
zeigt, dass «aus den schwierigs-
ten Lagen» Zukunftsträchtiges
entstehen könne. Entsprechend
engagiere sich auch die Schweiz
in derOrganisation.Mit derKan-
didatur von Alt-Bundesrat Alain
Berset als Generalsekretär be-
kräftige die Schweiz, dass sie
dafür einstehen wolle. (SDA)

Viola Amherd hebt
Wichtigkeit des
Europarats hervor

Markus Häfliger

So viel Einigkeit ist unter den
Kantonen selten – und sie rich-
tet sich gegen den Bund. Mit ei-
ner Flut von Stellungnahmen
opponieren die Kantonsregie-
rungen gegen den Entscheid von
National- und Ständerat, per
Bundesgesetz kantonale Min-
destlöhne zu verbieten.

Die Kritik der Kantone ist
schwerwiegend: Siewerfen dem
Bundesparlament vor, die Bun-
desverfassung zu brechen. Das
geplante Gesetz trete die Souve-
ränität der Kantone mit Füssen.
Und es heble demokratische
Volksentscheide in mehreren
Kantonen aus. Von einem «ver-
fassungswidrigen Eingriff in
die Kantonsautonomie» spricht
die Konferenz der kantonalen
Volkswirtschaftsdirektorinnen
und -direktoren. Einen «Eingriff
in die kantonale Souveränität»
prangert die Konferenz der
Sozialdirektorinnen und -direk-
toren (SODK) an.

Dieser Redaktion liegen die
Stellungnahmenvon 21 Kantons-
regierungen vor; 20 davon leh-
nen das Mindestlohnverbot ab.

Der Aufstand der Kantone ver-
schärft einen Konflikt, der schon
länger gärt: Es geht um die Fra-
ge, ob der Staat für Coiffeusen,
Putzfrauen und andere schlecht
bezahlte Berufsgruppen Min-
destlöhne verordnen darf.

Das Schweizer Stimmvolk
lehnte 2014 einen nationalen
Mindestlohn zwar deutlich ab.
Doch seither haben verschiede-
ne Kantone und Städte örtliche
Mindestlöhne beschlossen –
allen voran der Kanton Neuen-
burg im Jahr 2011. Darauf folgten
2013 der Jura, 2015 das Tessin,
2020 Genf, 2021 Basel-Stadt und
2023 die Städte Zürich und
Winterthur. Linke Parteien und
Gewerkschaften surfen nun auf
dieser Erfolgswelle und haben in
weiteren KantonenVolksinitiati-
ven und Vorstösse für Mindest-
löhne lanciert.

Versuch auf juristischemWeg
Die SODK verteidigt Mindest-
löhne in ihrer Stellungnahme
nicht nur mit staatspolitischen
Argumenten, sondern auch mit
inhaltlichen: Sie seien ein Inst-
rument zur «Bekämpfung von
Armut und insbesondere des

Phänomens der ‹Working Poor›».
Dagegen kämpfen unter ande-
remVerbände vonTieflohnbran-
chen – an vorderster Front der
Gastroverband,wie die «Repub-
lik» in einer Recherche aufge-
zeigt hat. Zunächst versuchten
sie, die kantonalenMindestlöhne
auf juristischemWeg zu kippen,
doch 2017 blitzten sie beim Bun-
desgericht ab. Danach verlager-
te sich die Auseinandersetzung
ins Bundesparlament,woMitte-
Ständerat Erich Ettlin die Füh-
rung übernahm.

2022 stimmte eine bürgerliche
Mehrheit von Stände- undNatio-
nalrat einerMotion von Ettlin zu.
Sie verlangt nicht in allen Fällen
ein Verbot von Mindestlöhnen –
aber immer dann, wenn es einen

allgemein verbindlichen Gesamt-
arbeitsvertrag (GAV) gibt, der ei-
nen tieferenMindestlohnvorsieht
als den kantonalen Mindestlohn.
Betroffen von einem solchenVer-
bot à la Ettlin wären derzeit die
Mindestlöhne von Genf undNeu-
enburg; in anderen Kantonen sind
sie so ausgestaltet, dass ein GAV
sowieso Vorrang hat.

Bundesrat gegen Verbot
Ettlin begründet das Verbot so:
Wenn Gewerkschaften und Ar-
beitgeber sich auf einen schweiz-
weiten GAV einigen, sei es prob-
lematisch, wenn ein kantonaler
Volksentscheid einzelne Elemen-
te dieses GAV aushebeln könne.
Ettlin warnt, «dass so das ganze
Erfolgsmodell Sozialpartner-
schaft Schaden nimmt».

Dass Mindestlöhne zu Span-
nungenmit GAV führen können,
anerkennen auch einzelne Kan-
tone. «Die staatspolitische und
rechtsstaatliche Sicht und damit
die Sicherstellung und Souverä-
nität der Kantone» sei «jedoch
höher zu gewichten», schreibt
etwa die Zürcher Regierung.Aus
ähnlichen Gründen hat auch der
Bundesrat im Parlament Ettlins

Motion bekämpft. Nun sieht er
sich aber gezwungen, den Auf-
trag des Parlaments umzusetzen.
Im Januar 2024 schickte derBun-
desrat einen Umsetzungsvor-
schlag in die Vernehmlassung,
sagte aber gleichzeitig, dass er
das Mindestlohnverbot weiter-
hin ablehne. Im Rahmen dieser
Vernehmlassung zeigt sich nun
derWiderstand der Kantone.

Ob das Parlament vor diesem
Hintergrund am Verbot festhält,
ist offen. Die Diskussion werde
schwierig, sagt Ettlin. Es gehe um
«eine schwierige Güterabwägung
zwischen der bewährten, privat
organisierten Sozialpartnerschaft
und derKompetenz derKantone».

Relevant ist dieser Verfas-
sungsstreit auch darum,weil das
Parlament bereits in weiteren
Politikbereichen auf Konfronta-
tion mit den tieferen Staatsebe-
nen geht. Im März haben beide
Kammern beschlossen, den Kan-
tonen und Städten die Einfüh-
rung von Tempo 30 auf gewis-
sen Strassentypen zu verbieten.

PS: Der einzige Kanton, der
sich für das Mindestlohnverbot
ausspricht, ist Erich Ettlins eige-
ner: Obwalden.

Kantone sind gegenMindestlohn-Verbot
Verfassungsstreit Das Bundesparlament hat beschlossen, kantonale und städtische Mindestgehälter
in gewissen Fällen zu verbieten. Jetzt folgt die Gegenreaktion – und sie ist massiv.

Kämpft gegen den Mindestlohn:
Erich Ettlin (Mitte). Foto: Keystone
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Jahrgangsänderungen vorbehalten. Coop verkauft keinen Alkohol an Jugendliche unter 18 Jahren.

6.5.–12.5.2024 solange Vorrat

NA
T
D

i Sungold, Neuseeland,
Stück

41%

Coop Pouletbrust, Slowenien,
in Selbstbedienung, ca. 850 g

50%
per kg

13.25
statt 26.50

Primitivo di Manduria DOC
Collection Giordano 2023,
6 × 75 cl (10 cl = –.93)

50%
41.85
statt 83.70

Cherry Rispentomaten (exkl. Bio), Schweiz/Marokko,
Schale à 500 g (100 g = –.52)

34%

Citterio Salami Bindone, am Stück,
in Selbstbedienung, ca. 430 g

20%
per 100 g

3.85
statt 4.85

z. B. Buitoni Classica Pizzateig, ausgewallt, rund, 2 × 260 g, Duo
5.10 statt 6.40 (100 g = –.98)

auf alle Buitoni
Pizzateige nach
Wahl oder im Duo

20%
ab 2 Stück

Galbani Mozzarella,
4 × 150 g, Multipack (100 g = 1.20)

20%
7.20
statt 9.–
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Jahrgangsänderungen vorbehalten. Coop verkauft keinen Alkohol an Jugendliche unter 18 Jahren.

6.5.–12.5.2024 solange Vorrat

NA
T
D

Kiwi Sungold, Neuseeland,
per Stück

41%
–.70
statt 1.20

Coop Pouletbrust, Slowenien,
in Selbstbedienung, ca. 850 g

50%
per kg

13.25
statt 26.50

Primitivo di Manduria DOC
Collection Giordano 2023,
6 × 75 cl (10 cl = –.93)

50%
41.85
statt 83.70

Cherry-Rispentomaten (exkl. Bio), Schweiz/Marokko,
Schale à 500 g (100 g = –.52)

34%
2.60
statt 3.95

Citterio Salami Bindone, am Stück,
in Selbstbedienung, ca. 430 g

20%
per 100 g

3.85
statt 4.85

z. B. Buitoni Classica Pizzateig, ausgewallt, rund, 2 × 260 g, Duo
5.10 statt 6.40 (100 g = –.98)

auf alle Buitoni
Pizzateige nach
Wahl oder im Duo

20%
ab 2 Stück

Galbani Mozzarella,
4 × 150 g, Multipack (100 g = 1.20)

20%
7.20
statt 9.–
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